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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

diese Woche wurde dem 70. Jahrestag der Staatsgründung Isra-

els gedacht. Die beidseitige Freundschaft wird in den kommen-

den Tagen gefeiert. Die antisemitischen Straftaten der jüngeren 

Vergangenheit zeigen allerdings auch, dass es gegen jede Form 

von Diskriminierung in unserer Nachbarschaft und weltweit zu 

einzustehen gilt.  

 

Mit dem Gesetzesentwurf zur Brückenteilzeit wird Hubertus 

Heil Eins zu Eins umsetzen, was die Koalition beschlossen hat.  

Ein großer Schritt zu einer selbstbestimmteren Arbeitszeit wird 

hiermit gegangen. 

Auch im Bereich der dualen Berufsausbildung gilt es Missstände 

zu beseitigen. Laut dem in dieser Woche veröffentlichten Be-

rufsbildungsbericht ist die Anzahl der ausbildenden Betriebe 

weiter gesunken und die Zahl der Ausbildungsabbrüche weiter 

gestiegen. Dieser Trend muss baldmöglichst durch die im Koali-

tionsvertrag geplante Novellierung des Berufsbildungsgesetzes, 

dem Berufsbildungspakt und der Mindestausbildungsvergütung 

gestoppt werden.  

 

Diese Woche traf ich Vertreter der Deutschen Stiftung für junge 

Erwachsene mit Krebs. Die Einfrierung und Lagerung von Eizel-

len im Vorfeld der Krebsbehandlung können im Falle des irre-

versiblen Verlusts der Fruchtbarkeit dennoch eine Elternschaft 

ermöglichen. Betroffene gilt es zu unterstützen. Deshalb muss 

über neue Formen der Finanzierung solcher Therapien nachge-

dacht werden. 

 

Auf den folgenden Seiten finden Sie wie gewohnt das wichtigste 

aus dieser Woche. Ein schönes Wochenende und einen schönen 

1. Mai! 

 

Ihre 
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Fotos  
der Woche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Statement 
der Woche 
 

 „Die Reserven der Kranken-

kassen abzuschmelzen, wäre 

das falsche Signal. Sie dür-

fen nicht gezwungen wer-

den, bei chronisch Kranken 

und Pflegebedürftigen zu 

sparen.“ 

Karl Lauterbach, stellvertretender Fraktionsvorsit-

zender 

Highlights 
der nächsten Wochen 

 

 

Wann Wo Was 

 
 
So ,  
29.0 4.  

 
13 .3 0  
Uh r  –  
16:0 0  
Uh r  
  

 
 
Bür g er b üro   
Haßfu rt  

 
 
Au s st e l l u ng se röf f -
nu n g „Tsc h er no by l “  
 

 
 
 
Mi ,  
02 .0 5.  

 
 
19 .0 0  
Uh r  –  
21 .0 0  
Uh r  
 

 
Me hr g en e-
rat ion e n ha us 
Bad 
K i ss in g e n,  
V o n-H es s i n g-
St raß e 1  
  

 
 
 
Au tor e nl e su n g m it  
Jarom ir  Kon ec ny  
 

 
 

Gespräch mit Vertretern der Deutschen Stiftung für 
junge Erwachsene mit Krebs. Von links: Herr Prof. 
Dr. Mathias Freund (Kuratoriumsvorsitzender), Sa-
bine Dittmar und Frau Prof. Dr. Diana Lüftner, Vor-
ständin. 
 
24.04.2018 

 

 

 

 

Ein kleiner Nachtrag: 

Frauenpolitisches Frühstück der SPD-

Bundestagsfraktion mit Dr. Franziska Giffey, Bun-

desministerin für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend 

19.04.2018 
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TOP-THEMA 

 

70 Jahre Israel: In 

historischer Verantwortung 

Freundschaft festigen 

 
Israel hat gerade seinen 70. Jahrestag gefeiert, am 

Donnerstag hat der Bundestag die guten deutsch-is-

raelischen Beziehungen in einer Debatte gewürdigt. 

SPD-Fraktionschefin Nahles machte in ihrer Rede 

deutlich, warum die Freundschaft zu Israel so kostbar 

ist. 

 

In der vergangenen Woche haben in Israel die Feier-

lichkeiten zum 70. Jahrestag der Staats-gründung be-

gonnen. Die Gründung Israels und die deutsch-israe-

lischen Beziehungen scheinen heute vielen Men-

schen eine Selbstverständlichkeit. Nur wenige Jahre 

nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges war die Un-

terzeichnung der Unabhängigkeitserklärung am 14. 

Mai 1948 aber nicht nur eine Staatsgründung. Israel 

war Hoffnung, Zufluchtsort und schließlich Heimat für 

viele Menschen, die das Grauen des Holocaust in Eu-

ropa überlebt hatten. 

 

Der Bundestag hat am Donnerstagmorgen die guten 

Beziehungen zwischen Israel und Deutschland ge-

würdigt. SPD-Fraktionschefin Andrea Nahles verdeut-

lichte in ihrer Rede vor dem Parlament, warum kein 

Schlussstrich unter die deutsche Verantwortung gezo-

gen werden darf. Nahles: „Die israelische Staatsgrün-

dung war die mutige Antwort auf eine jahrhunderte-

lange Geschichte des Antisemitismus, die ihren 

furchtbaren Höhepunkt im Holocaust fand. Umso 

kostbarer, ja, kostbarer, sind die Beziehungen zwi-

schen unseren beiden Ländern. Heute verbinden uns 

– Deutschland und Israel – die Erfahrung, den tiefen 

Graben der Vergangenheit überwunden zu haben, 

und das Staunen und die Dankbarkeit darüber, dass 

eine Versöhnung möglich war.“ 

 

Angriffe auf Juden sind Angriffe auf uns alle 

 

Nahles besucht Israel seit 22 Jahren, sie hat Freunde 

dort. Die Beziehung zwischen beiden Ländern sei 

„sensibel“, das schilderte sie anhand persönlicher Er-

lebnisse. Deshalb ist es für sie „unerträglich, wenn jü-

disches Leben in Deutschland ohne Angst nicht mög-

lich ist. Wir verurteilen die antisemitischen Angriffe 

scharf, und wir müssen alles tun, um sie zu ahnden.“ 

Angriffe auf Jüdinnen und Juden seien Angriffe „auf 

uns selbst, auf unsere Demokratie, unsere pluralisti-

sche Gesellschaft.“ 

 

Sie äußerte die Hoffnung, dass es zu einer Zweistaa-

tenlösung komme – auf der Grundlage von Rechts-

staatlichkeit und Demokratie, wie Israel sie besitze. 

 

Die Haltung der SPD-Bundestagsfraktion ist eindeu-

tig. Das tiefe Bekenntnis zu gemeinsamen Werten, 

das Bekenntnis zur gemeinsamen Erinnerung wird 

uns – Israel und Deutschland – helfen, uns „gemein-

sam gegen Fundamentalismus, Extremismus und 

auch gegen Antisemitismus zu stellen“, wie es Nahles 

formulierte. 

 

Die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wer-

den das Existenzrecht Israels immer und ohne Ein-

schränkung verteidigen. Das ergibt sich nicht nur aus 

der historischen Verantwortung. Sondern es speist 

sich viel stärker noch aus der tiefen Freundschaft, die 

sich zwischen Deutschland und Israel entwickelt hat. 

Nahles: „Das ist der eigentliche Glücksfall, der uns an 

diesem Tag ein Anlass zur Freude sein sollte.“ 

 

Antrag der Koalitionsfraktionen 

 

Der Bundestag hat am Donnerstag mit breiter Mehr-

heit einen Antrag beschlossen mit dem die zukunfts-

gerichtete Freundschaft mit Israel weiter gefestigt 

werden soll (Drs. 19/1823). Die Bundesregierung wird 

in dem Antrag aufgefordert, sich weiter für eine Lö-

sung des Nahostkonflikts auf Basis einer Zweistaaten-

lösung einzusetzen. 

Auch soll sie die herausragenden Beziehungen und 

politischen Verbindungen zwischen Deutschland und 

Israel weiter erhalten, vertiefen, ausbauen und för-

dern. Darüber hinaus soll die Regierung weiterhin für 

die Existenz und die legitimen Sicherheitsinteressen 

des Staates Israel als ein zentrales Prinzip der deut-

schen Außen- und Sicherheitspolitik eintreten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

4 

 

RECHTSPOLITIK  

 

Antrag: NPD von der 

staatlichen 

Parteienfinanzierung 

ausschließen 

 
Der Bundestag soll nach dem Willen der Fraktionen 

von SPD, CDU/CSU und FDP beim Bundesverfas-

sungsgericht den Ausschluss der NPD von der staat-

lichen Parteienfinanzierung für sechs Jahre beantra-

gen. Das geht aus einem gemeinsamen Antrag der 

drei Fraktionen (Drs. 19/1824) hervor, der am Don-

nerstag beschlossen worden ist. Danach soll sich der 

Ausschluss auch auf Ersatzparteien erstrecken. 

 

In der Begründung verweisen die drei Fraktionen auf 

die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

vom 17. Januar 2017 (2 BvB 1/13). Darin habe das 

Gericht festgestellt, dass die NPD „die freiheitlich de-

mokratische Grundordnung missachtet und verfas-

sungsfeindliche Ziele verfolgt“. Einzig „aufgrund (der-

zeit) fehlender Potentialität zur tatsächlichen Umset-

zung ihrer Ziele“ habe das Gericht das Verbot der 

NPD nicht ausgesprochen. 

 

Das höchste deutsche Gericht hat dem Gesetzgeber 

jedoch die Möglichkeit eröffnet, verfassungsfeindliche 

Parteien auf anderem Wege zu sanktionieren. Durch 

Änderung des Grundgesetzes und einer weiteren ge-

setzlichen Änderung hat die letzte Große Koalition im 

Juli 2017 dementsprechend die Grundlage für den 

Ausschluss verfassungsfeindlicher Parteien von der 

staatlichen Parteienfinanzierung geschaffen. 

 

Auf dieser Basis beantragen die Sozialdemokraten 

nun gemeinsam mit der Union und der FDP, dass der 

Bundestag von seiner Möglichkeit Gebrauch macht 

und einen Antrag beim Bundesverfassungsgericht auf 

Ausschluss der NPD von der staatlichen Parteienfi-

nanzierung für den Zeitraum von sechs Jahren stellt. 

Mit diesem Schritt soll verhindert werden, dass verfas-

sungsfeindliche Aktivitäten der NPD weiterhin aus 

Steuermitteln finanziert werden. Der Bundestag 

schließt sich damit den gleichlautenden Anträgen des 

Bundesrates und der Bundesregierung an. 

 

 

 

 

 

 

Eva Högl, stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende, 

sagt: „Jeder Cent aus staatlichen Mitteln für eine ver-

fassungsfeindliche Partei ist einer zu viel.“ 

 

Die NPD ist inzwischen in keinem Landtag mehr ver-

treten. 2017 erhielt sie noch rund 850.000 Euro aus 

der staatlichen Parteienfinanzierung, die unter ande-

rem auf Grundlage der Wähler-stimmen errechnet 

wird. Hinzu kommen Steuerprivilegien, die bei einem 

Ausschluss ebenfalls wegfielen. 

 

 

 

MENSCHENRECHTE 

 

Bericht zur weltweiten Lage 

der Religionsfreiheit 

 
Das Parlament hat am Freitag den Bericht der Bun-

desregierung zur weltweiten Lage der Religions- und 

Weltanschauungsfreiheit debattiert. Der Bericht 

wurde erstmals vorgelegt (Drs. 18/8740, 19/1381).  

 

Er zeigt, dass die Religionsfreiheit weltweit verletzt 

wird, obwohl sie ein universelles Menschenrecht ist 

und umfassend völkerrechtlich festgeschrieben ist. 

Gleichzeitig stellt der Bericht auch positive Bemühun-

gen dar, die Religionsfreiheit zu schützen.  

 

Bei der Erarbeitung des Dokuments hat das Auswär-

tige Amt sich nicht nur von Experten wie Heiner Biele-

feldt, seit 2010 Sonderberichterstatter für Religions- 

und Weltanschauungsfreiheit des UN-

Menschenrechtsrats, beraten lassen, sondern auch 

eigene Daten in rund 90 Auslandsvertretungen erho-

ben sowie Länderanalysen des EU-Parlaments und 

aus den USA herangezogen.  

 

Die aufgeführten Typologien von Verfolgung und Be-

drängung aufgrund von Religion verdeutlichen aus 

Sicht der SPD-Fraktion, wie vielfältig die Rechtsverlet-

zungen sind. Sie reichen beispielsweise von Ein-

schränkungen zeremonieller Handlungen oder der Er-

schwerung des Zugangs zu öffentlichen Ämtern über 

gesellschaftliche Ausgrenzung bis hin zu systemati-

scher Diskriminierung oder Todesstrafe. 
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BILDUNG 

 

Berufsbildungsbericht: 

Qualität der Ausbildung 

muss weiter gestärkt 

werden  

 
Das deutsche System der dualen Berufsausbildung ist 

international anerkannt und trägt wesentlich zur Si-

cherung der Beschäftigungschancen junger Men-

schen und des Fachkräfteangebots bei.  

 

Der aktuelle Berufsbildungsbericht (Drs. 19/1740), 

den der Bundestag am Donnerstag diskutiert hat, 

macht jedoch deutlich, dass die Politik jetzt handeln 

muss, um allen die Chance auf eine qualifizierte Aus-

bildung zu ermöglichen und die Qualität der Berufsbil-

dung zu verbessern.  

 

Die Quote der jungen Menschen von 20 bis 34 Jahren 

ohne abgeschlossene Berufsausbildung ist gestie-

gen. Mehr als zwei Millionen Menschen in dieser Al-

tersgruppe sind ohne Ausbildung. Auch die Zahl der 

Ausbildungsbetriebe sinkt. Erstmals ist die Ausbil-

dungsbetriebsquote unter 20 Prozent gefallen.  

 

Dringenden Handlungsbedarf verdeutlicht auch der 

gestiegene Anteil der Ausbildungsabbrüche. 2016 

wurde jeder vierte Ausbildungsvertrag aufgelöst. Die 

SPD-Fraktion fordert deshalb mehr Investitionen in 

die Qualität der Ausbildung und eine verbesserte Be-

rufsorientierung, um besonders in den Branchen mit 

hohen Vertragsauflösungen dem Trend entgegenzu-

wirken.  

 

Es bedarf gut qualifizierter und begleitender Ausbil-

der, moderner Berufsschulen und attraktiver Rahmen-

bedingungen für Auszubildende. Im Koalitionsvertrag 

haben die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-

ten mit der Neufassung des Berufsbildungsgesetzes, 

dem Berufsbildungspakt und der Mindestausbildungs-

vergütung wichtige Bausteine zur Stärkung der beruf-

lichen Bildung verankert. Das muss die Regierung 

jetzt auf den Weg bringen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

AUSSENPOLITIK  

 

Auslandseinsätze 

verlängert 
Der Bundestag hat am Donnerstag mit den Stimmen 

von SPD und CDU/CSU die Beteiligung der Bundes-

wehr an den Missionen Minusma, Operation Atalanta 

und EUTM Mali verlängert. Es gab jeweils namentli-

che Abstimmungen. Drucksachen: 19/1098, 19/1742, 

19/1596, 19/1833, 19/1597, 19/1834). 

 

Näheres zu den Missionen ist hier nachzulesen: 

https://www.spdfraktion.de/themen/au%C3%9Fenpo-

litik 
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